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Abstimmung vom 09.11.2022 
Finden Sie, dass Robert Habeck als 
Wirtschaftsminister einen guten Job 
macht?

52,99% – Ja, er holt in schwierigs-
ter Lage das Beste für Deutschland 
heraus.

47,01% – Nein, er hat in letzter Zeit  
zu viele falsche Entscheidungen  
getroffen.

Frage heute: Sollen sehr gut verdie-
nende Bürger mehr Steuern zahlen? 

www.suedkurier.de/umfrage

Die SK Online-App
Jetzt kostenlos laden!

DEUTSCHLAND

BUNDESWEHR

Urteil gegen Soldat  
wegen Vergewaltigung
Wegen der Vergewaltigung 
einer Soldatin beim Einsatz in 
Afghanistan ist ein Bundes-
wehr-Feldjäger zu einer zwei-
jährigen Bewährungsstrafe 
verurteilt worden. Dies teilte 
ein Sprecher des Landgerichts 
in Kempten mit. Die Tat soll 
sich vor zwei Jahren im Feld-
lager Camp Marmal zugetra-
gen haben. Der 36-Jährige soll 
eine Kollegin nach einer Party 
zum Sex gezwungen haben. Die 
Frau war während des Prozes-
ses vernehmungsunfähig, ihre 
Zeugenaussage wurde auf Vi-
deo aufgenommen und in der 
Verhandlung gezeigt. (dpa)

STUDIE

Mehr Vorurteile gegen  
Migranten und Frauen
Die Zufriedenheit der Deut-
schen mit der Demokratie als 
Staatsform hat einer Studie zu-
folge in der Corona-Pandemie 
zugenommen. Zugleich gebe 
es aber mehr Vorurteile gegen-
über Migranten, Frauen, Mus-
limen und anderen Gruppen, 
heißt es in der elften Autorita-
rismus-Studie der Universität 
Leipzig. Demnach zeigen nur 
noch zwei Prozent der Ost-
deutschen ein geschlossenes, 
rechtsextremes Weltbild. 2020 
waren es noch rund zehn Pro-
zent. (epd)

GESUNDHEITSWESEN

Lauterbach will weniger 
Klinikaufenthalte
Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach  (SPD) will 
ambulante Operationen künf-
tig anders vergüten und so er-
reichen, dass die Zahl unnöti-
ger Krankenhausaufenthalte 
reduziert wird. „Dafür stel-
len wir das System so um, dass 
sich eine unnötige Kranken-
haus-Aufnahme bei einfachen 
Eingriffen künftig nicht mehr 
lohnt“, erklärte er. Der Anteil 
vollstationärer Behandlun-
gen sei im internationalen Ver-
gleich viel zu hoch. (dpa)

LEUTE in der Politik

Brittney Griner, 32, in Russland wegen 
Drogenschmuggels verurteilte US-Bas-
ketballspielerin, wird nach Angaben ih-
rer Anwälte in ein Straflager verlegt. Sie 
sei am 4. November aus ihrem Gefäng-
nis geholt worden und „auf dem Weg in 
eine Strafkolonie“, hieß es. Über ihren 
derzeitigen Aufenthaltsort lägen ihnen 
derzeit keine Informationen vor. Griner 
war wegen Drogenschmuggels zu neun 
Jahren Gefängnis verurteilt worden. 
Die auch im russischen Jekaterinburg 
spielende Sportlerin war im Februar an 
einem Moskauer Flughafen festgenom-
men worden, nachdem in ihrem Ge-
päck Kartuschen für E-Zigaretten mit 
geringen Mengen Cannabisöl gefun-
den worden waren. Griner nahm das 
Cannabis nach eigenen Angaben, um 
Schmerzen infolge von Sportverletzun-
gen zu stillen. (AFP)

Rainer Maria Woelki, 
66, Kardinal und Köl-
ner Erzbischof, muss 
sich staatsanwaltlichen 
Ermittlungen stellen. 
Oberstaatsanwalt Ulf 
Willuhn bestätigte dem 

„Kölner Stadt-Anzeiger“ die Einleitung 
des Verfahrens. Zuvor hatte die Behör-
de Ermittlungen abgelehnt. Es geht um 
den Vorwurf, Woelki habe eine falsche 
eidesstattliche Versicherung abgege-
ben. Eine ehemalige Assistentin des 
Erzbistums erklärte, es sei „nicht wahr“, 
dass der Kardinal erst 2022 mit dem 
Fall des früheren „Sternsinger“-Chefs 
Winfried Pilz befasst gewesen sei. Sie 
habe bereits 2015 eine Liste mit den 
Namen von 14 Priestern erstellt, denen 
Missbrauch angelastet wird. Darunter 
sei auch der Name Pilz gewesen. (KNA)

Gavin Williamson, 46, 
britischer Staatsminis-
ter, ist nach Mobbing-
Vorwürfen zurückge-
treten. Der Minister 
ohne Geschäftsbereich 
reichte am Dienstag bei 

Premierminister Rishi Sunak seinen 
Rücktritt ein. Williamson wird vorge-
worfen, Drohnachrichten und in ande-
rer Weise unangemessene Nachrichten 
an Parlamentarier und ehemalige Kol-
legen verschickt zu haben. Insbeson-
dere die ehemalige parlamentarische 
Geschäftsführerin der Tory-Fraktion, 
Wendy Morton, soll eine ganze Serie 
solcher Nachrichten erhalten haben. 
So habe Williamson ihr vorgeworfen, 
sie wolle Abgeordnete „bestrafen“; 
dann habe er gedroht: „Alles hat sei-
nen Preis.“ (AFP)

Matthias Schrom, 49, 
bisheriger TV-News-
Chefredakteur des Ös-
terreichischen Rund-
funks (ORF), ist nach 
Bekanntwerden von 
kompromittierenden 

Chats zurückgetreten. Ein entspre-
chendes Angebot nahm der ORF-In-
tendant am Mittwoch an, wie der Sen-
der mitteilte. Schroms Rücktritt folgt 
auf die Veröffentlichung von Chats 
mit dem ehemaligen FPÖ-Chef und 
Vizekanzler Heinz-Christian Strache. 
Schrom hatte sich mit dem rechten 
Politiker zur Ausrichtung der ORF-Be-
richterstattung und Personalwünschen 
der FPÖ ausgetauscht. Strache missfiel 
demnach ein Bericht in einer Nach-
richtensendung, worauf Schrom mit 
Verständnis reagiert haben soll. (dpa)

Sie muss in ein Straflager Gegen ihn wird jetzt ermittelt Rücktritt nach Drohungen Chats belasten ihn schwer

Konstanz – Im Normalfall, da tröpfelt 
die illegale Migration zwischen der 
Schweiz und Deutschland eher. 167 
Personen kamen etwa im April dieses 
Jahres über die Grenze – also gerade 
einmal fünf am Tag. Danach schwillt 
der Strom massiv an. Das zeigen Zahlen 
der Bundespolizei, die dem SÜDKU-
RIER exklusiv vorliegen: 345 Menschen 
kamen im Juli, 481 im August, 864 im 
September. Ein Vervierfachung im Ver-
gleich zum Frühjahr. Und dann kam 
der Oktober: 1739 Menschen waren es 
dort, nochmal doppelt so viele wie im 
Vormonat. Statt fünf reisen also der-
zeit mehr als 50 Personen am Tag ille-
gal über die Schweiz ein. Menschen, die 
in Baden-Württemberg erfasst, versorgt 
und untergebracht werden müssen. Die 
Bundespolizei-Zahlen sind Sprengstoff. 
Denn sie liefern den Vorwürfen neue 
Nahrung, wonach die Schweiz die an 
ihren eigenen Grenzen ankommenden 
Migranten einfach nach Deutschland 
durchwinkt.

Laut Medienberichten sollen die 
Schweizer die in Buchs nach der ös-
terreichischen Grenze ankommenden 
Migranten direkt in eigens reservierte 
Waggons der Schweizer Bundesbah-
nen (SBB) leiten und nach Basel an die 
deutsche Grenze fahren. Den Vorwür-
fen zufolge findet dabei keine Erfas-
sung der Flüchtlinge statt, was nach 
Meinung vieler Experten einen Bruch 
internationaler Vereinbarungen, der 
Dublin-Regeln, darstellt. Nach diesen 
Regeln müssen Flüchtlinge, die keinen 
Asylantrag stellen, zurückgewiesen 
werden. Schweizer Behörden demen-
tieren dieses Vorgehen. Mehr Züge und 
Anleitung durch SBB-Mitarbeiter gebe 
es nur, weil der Flüchtlingsstrom zuge-
nommen habe. Man gehe „aktiv gegen 
illegale Migration vor“.

„Schweiz muss handeln“
Das glauben der Schweiz jedoch längst 
nicht alle deutschen Politiker. Ann-
Veruschka Jurisch, FDP-Bundestags-
abgeordnete aus Konstanz und im zu-
ständigen Ausschuss für Inneres, sagt 
dem SÜDKURIER: „Die Zahlen erhär-
ten, was als Kritik gegen die Schweiz im 
Raum steht. Menschen die sich illegal 
in der Schweiz aufhalten und kein Asyl 
beantragen, sind von den Schweizer Be-
hörden festzusetzen und zurückzufüh-
ren.“ Sie fordert deshalb: „Die Schweiz 
muss hier dringend handeln und sich 
als verlässlicher Partner innerhalb 
Europas erweisen.“

Auch Thorsten Frei, parlamentari-
scher Geschäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag, spricht Klar-
text. Die Schweiz winke die Migranten 
einfach durch: „Auf längere Sicht droht 
Deutschland dadurch überfordert zu 
werden“, erklärt er. Als letztes Mittel 
müsse deswegen über Grenzkontrollen 
nachgedacht werden – und schon jetzt 
die Schleierfahndung hinter der Grenze 
verstärkt werden. „Deutschlands Gren-
zen dürfen nicht länger löchrig sein 
wie ein Schweizer Käse“, sagt Frei. Er 

schreibt die nun zu beobachtende Dy-
namik „in großen Teilen der verfehlten 
Zuwanderungspolitik von SPD, Grünen 
und FDP“ zu.

Was tut also das deutsche Innen-
ministerium gegen die steigende An-
zahl an Einreisen? Denn die Bundes-
polizei sagt dem SÜDKURIER ganz 
klar, dass sie „insbesondere seit Som-
mer 2022 eine hohe Anzahl unerlaubter 
Einreisen von visumpflichtigen Dritt-
staatsangehörigen, vor allem von syri-
schen Staatsangehörigen“ verzeichne. 
Die SPD-Bundestagsabgeordnete Rita 
Schwarzelühr-Sutter, parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesinnen-
ministerium, hatte dem SÜDKURIER 
schon Ende Oktober auf Anfrage gesagt, 

der Bundespolizei lägen keine Erkennt-
nisse einer Mithilfe seitens der Schwei-
zer Behörden zur illegalen Einreise vor. 
Gleichwohl würde man die steigenden 
Zahlen der illegalen Einreisen aus der 
Schweiz genau beobachten, so die Poli-
tikerin aus Waldshut. Zur Einordnung: 
Die Einreisen liegen in Summe derzeit 
noch unter den Zahlen aus Rekordjah-
ren. 2016 kamen 7138 Menschen illegal 
über die Schweiz nach Deutschland, 
2017 noch 5127 Personen. Doch mit Ok-
tober gab es 2022 bereits fast 4800 ille-
gale Einreise – und zwei Monate kom-
men noch.

Die Bundespolizei setzt nach eige-
nen Angaben auf die verstärkte Bin-
nengrenzfahndung. Dabei werden etwa 

Züge, die aus der Schweiz in Konstanz 
oder Waldshut ankommen, kontrol-
liert oder Fahrzeuge aus dem Verkehr 
gezogen – unabhängig von der Nähe zu 
Grenzübergängen. Denn beide Maß-
nahmen sind auch im Inland möglich. 
Die sogenannten Schleierfahndungen 
sind bis zu 30 Kilometer von der Gren-
ze entfernt gestattet – in der Region 
also etwa auch in Friedrichshafen oder 
Villingen-Schwenningen. Doch selbst 
wenn die Bundespolizei die illegal ein-
gereisten Flüchtlinge aufgreift, kann sie 
sie nicht einfach des Landes verweisen. 
Sie werden bei Verdacht auf illegale Ein-
reise in die Dienststelle begleitet. Dort 
wird die Identität der Personen festge-
stellt.

Wenn die Betroffenen dabei um Asyl 
bitten, muss ihr Asylantrag geprüft wer-
den – auch wenn er zuvor anderswo in 
Europa gestellt wurde. Die Flüchtlinge 
werden dann in die zuständige Erstauf-
nahmestelle gebracht. Die Rückkehr in 
Länder wie Griechenland ist gericht-
lich untersagt worden: Die Zustände 
der Flüchtlingsunterkünfte dort sind 
nicht zumutbar. Die Wahrscheinlich-
keit, dass die Flüchtlinge bleiben kön-
nen, wenn sie einmal eingereist sind, sei 
hoch, sagt auch der Konstanzer Europa-
rechtler Daniel Thym.

Migrations-Zahlen mit Sprengstoff
  ➤ Zahl der Ankommenden 
an den Grenzen steigt

  ➤ Politik sieht den südlichen 
Nachbarn in der Pflicht

Einreisen in die Schweiz
Auch die Schweiz selbst verzeichnet 
deutlich mehr illegale Einreisen. Wie 
das Bundesamt für Zoll und Grenz-
sicherheit erklärt, wurden im Corona-
Jahr 2020 noch rund 11 000 illegal Ein-
reisende festgestellt. 2021 waren es 
knapp 19 000 – dieses Jahr bis inklusi-
ve Oktober schon mehr als 30 000. Die 
Zahl der Einreisen pro Monat hat sich 
im Vergleich zum Frühjahr bis heute 
allerdings nur rund verdreifacht – die 
Verachtfachung der illegalen Einreise 
von der Schweiz nach Deutschland im 
gleichen Zeitraum ist damit also nicht 
komplett zu erklären. (dod)

Die Insassen eines Autos aus Zürich werden bei einer Einreisekontrolle der Bundespolizei an der Konstanzer Grenze kontrolliert. Die  
Bundespolizeiinspektion Stuttgart will die Maßnahmen an der Grenze verstärken. BILDER:  MIRJAM MOLL (1) ,  DPA (4)

V O N  M I R J A M  M O L L 
U N D  D O M I N I K  D O S E

Migranten bitten um Hilfe an Deck des  
Rettungsschiffs „Geo Barents“ in Italien.

Ann-Veruschka Ju-
risch, FDP-Bundes-
tagsabgeordnete 
und Mitglied im In-
nenausschuss, sieht 
die Schweiz in der 
Pflicht, zu handeln.

Rita Schwarzelühr-
Sutter (SPD), par-
lamentarische 
Staatssekretärin im 
Bundesinnenminis-
terium, weist darauf 
hin, dass die Bun-
despolizei vermehrt 
hinter der Grenze 
kontrolliert.

Thorsten Frei, parla-
mentarischer Ge-
schäftsführer der 
CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, denkt 
über Grenzkon-
trollen zur Schweiz 
nach.

Das lesen Sie zusätzlich online

Kommentar von Mirjam Moll: 
Wie die Schweiz Flüchtlinge wei-
terschickt, ist perfide:
www.sk.de/11346078
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der Bundespolizei lägen keine Erkennt-
nisse einer Mithilfe seitens der Schwei-
zer Behörden zur illegalen Einreise vor.
Gleichwohl würde man die steigenden
Zahlen der illegalen Einreisen aus der
Schweiz genau beobachten, so die Poli-
tikerin aus Waldshut. Zur Einordnung:
Die Einreisen liegen in Summe derzeit
noch unter den Zahlen aus Rekordjah-
ren. 2016 kamen 7138 Menschen illegal
über die Schweiz nach Deutschland,
2017 noch 5127 Personen. Doch mit Ok-
tober gab es 2022 bereits fast 4800 ille-
gale Einreise – und zwei Monate kom-
men noch.
Die Bundespolizei setzt nach eige-
nen Angaben auf die verstärkte Bin-
nengrenzfahndung. Dabei werden etwa
bitten, muss ihr Asylantrag geprüft wer-
den – auch wenn er zuvor anderswo in
Europa gestellt wurde. Die Flüchtlinge
werden dann in die zuständige Erstauf-
nahmestelle gebracht. Die Rückkehr in
Länder wie Griechenland ist gericht-
lich untersagt worden: Die Zustände
der Flüchtlingsunterkünfte dort sind
nicht zumutbar. Die Wahrscheinlich-
keit, dass die Flüchtlinge bleiben kön-
nen, wenn sie einmal eingereist sind, sei
hoch, sagt auch der Konstanzer Europa-
rechtler Daniel Thym.
Rettungsschiffs „Geo Barents“ in Italien.
Das lesen Sie zusätzlich online
Kommentar von Mirjam Moll:
Wie die Schweiz Flüchtlinge wei-
terschickt, ist perﬁde:
www.sk.de/11346078
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Züge, die aus der Schweiz in Konstanz
oder Waldshut ankommen, kontrol-
liert oder Fahrzeuge aus dem Verkehr
gezogen – unabhängig von der Nähe zu
Grenzübergängen. Denn beide Maß-
nahmen sind auch im Inland möglich.
Die sogenannten Schleierfahndungen
sind bis zu 30 Kilometer von der Gren-
ze entfernt gestattet – in der Region
also etwa auch in Friedrichshafen oder
Villingen-Schwenningen. Doch selbst
wenn die Bundespolizei die illegal ein-
gereisten Flüchtlinge aufgreift, kann sie
sie nicht einfach des Landes verweisen.
Sie werden bei Verdacht auf illegale Ein-
reise in die Dienststelle begleitet. Dort
wird die Identität der Personen festge-
stellt.
Wenn die Betroffenen dabei um Asyl
bitten, muss ihr Asylantrag geprüft wer-
den – auch wenn er zuvor anderswo in
Europa gestellt wurde. Die Flüchtlinge


